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1. Bundesregierung kündigt umfangreiche
Entlastungen an

Neben dem Víerten Corona-Steuerhilfegeselz bzw.
Steuerentlastungsgeselz 2022 hat sich der Koali-
tionsausschuss zuletzt am 23.3.2022 vor dem Hinter-
grund der stark steígenden Preise für Energie auf
zehn Entlastungsschritte (Entlastungspaket Energie)
verständigt, die kurfristig in verschiedenen Geset-
zesvorhaben umgesetzt werden sollen:

>r Wegfall der EEG-Umlage: Angesichts der ge-
stiegenen Strompreise für Verbraucher und die
Wirtschaft soll die EEG-Umlage bereits zum
1.7.2022 entfallen. Damit sichergestellt ist, dass
die Umlageabsenkung i.H.v. 3,723 ctlkWh im
zweiten Halbjahr 2022 zu einer spürbaren Entlas-
tung von Endverbrauchern bei den Stromkosten
führt, enthält das Gesetz Regelungen zur Weiter-
gabe der Absenkung. Stromlieferanten werden in
den jeweiligen Veftragsverhältnissen zu einer ent-
sprechenden Absenkung der Preise zum 1 .7.2022
verpflichtet.

¡) Heizkostenzuschuss: Beschlossen wurde ein
einmaliger Heizkostenzuschuss u.a. für Emp-
fänger von Wohngeld und nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und dem
Aufstiegsfortbi ld u n gsf örderun gsgesetz Geförder-
te sowie Beziehende von Berufsausbildungsbei-
hilfe und Ausbildungsgeld. Für Wohngeldberech-
tigte (Bezugszeitraum Oktober 2021 bis März
2022 - für mindestens einen Monat) beträgt der
Zuschuss 270 € (ein berticksichtigtes Haushalts-
mitglied) bzw. 350 € (zwei berücksichtige Haus-
haltsmitglieder), für jedes weitere berücksichtigte
Haushaltsmitglied zusätzlich 70€. Studierende
und Auszubildende, die staatliche Hilfen erhalten
(Bezugszeitraum s.o.), erhalten einmalig 230 €.
Alle Berechtigten sollen den Zuschuss ohne An-
tragstellung erhalten. Der Heizkostenzuschuss
soll im Sommer gezahlt werden.

u Energiepreispauschale: Allen einkommensteuer-
pflichtigen Erwerbstätigen (Steuerklassen 1 -5) soll
einmalig eine Energiepreispauschale i.H.v. 300 €
als Zuschuss zum Gehalt ausgezahlt werden. Der
Zuschlag soll unabhängig von den geltenden
steuerlichen Regelungen (Pendlerpauschale, Mo-
bilitätsprämie, steuerfreie Arbeitgebererstattun-
gen, Job-Ticket) gewäht't werden. Die Auszahlung

soll über die Lohnabrechnung des Arbeitgebers
bzw. des Dienstherren erfolgen, bei Selbständigen
über eine einmalige Senkung ihrer Einkommen-
steuer-Vorauszahlung. Die Pauschale soll aller-
dings der Einkommensteuer unterliegen, was
Geringverdiener tendenziell mehr entlastet. Aller-
dings steht noch nicht fest, wann dieser Betrag
zur Auszahlung kommen soll.

¡) Erhöhung desArbeitnehmerpauschbetrags: Um
Arbeitnehmer zu unterstützen, soll der Arbeitneh-
merpauschbetrag rückwirkend ab dem 1.1.2022
um 200 € auf '1 200 € erhöht werden. Dies wird sich
- nach entsprechender gesetzlicher Umsetzung -
un mittelbar beim Lohnsteuerabzug auswirken.

)) Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe
für drei Monate und Einführung eines öpnV-
Tickets ,,9 €/Monat" für 90 Tage: Befristet für
drei Monate soll die Energiesteuer auf Kraftstoffe
auf das europäische Mindestmaß abgesenkt wer-
den. Dabei soll sichergestellt werden, dass die
Absenkung an die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher auch weitergegeben wird.
Die Nutzung des öpf.¡V soll für einen begrenzten
Zeitraum von 90 Tagen deutlich subventioniert
werden durch Einführung eines Tickets für 9 €
pro Monat. Bei beiden Maßnahmen ist der genaue
Zeitplan noch unklar.

)¡ Erhöhung der Pendlerpauschale für Fernpend-
ler: Die nach derzeitigem Gesetzesstand am
1.1.2024 anstehende Erhöhung der Pauschale
für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) sowie der
Mobilitätsprämie soll vorgezogen werden. Sie soll
damit rückwirkend ab dem 1j.2022 0,38 € ab
dem 21. Kilometer betragen. Für die ersten 20 Ki-
lometer gilt weiterhin die Pauschale von 0,30 €.
Steuerlich auswirken würde sich dies im Grund-
satz erst bei der Einkommensteuererklärung für
2022, ggf . bei der Lohnsteuer bereits dann, wenn
ein entsprechender Freibetrag beantragt wird.

O Hinweis:
Die Bundesregierung hat weiter angekündigt, dass
noch in dieser Legislaturperiode eine Neuordnung der
Pendlerpauschale erfolgen soll, die ökologisch-soziale
Belange der Mobilität besser berücksichtigt.

¡¡ Erhöhung des Grundfreibetrags: Der Grundfrei-
betrag bei der Einkommensteuer soll von derzeit
9 984 € um 363 € auf 1 0347 € angehoben werden,
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rüekwirkend ab dem i i.2A22. Auoh diese Entlas
tung wird sich unmittelbar beim Lohnsteuerabzug
auswirken.

¡¡ Einführung eines Corona-Zuschusses: Erwach-
sene Beziehende von existenzsichernden Leistun-
gen sollen mit einer Einmalzahlung in Höhe von
200 € unterstützt werden. Davon sollen insbeson-
dere diejenigen profitieren, die Arbeitsloscngcld ll
oder Grundsicherung erhalten. Ab dem 1.1,2A23
soiien cjie Regeibeoarte an die gestiegenen Ener-
giekosten angepasst werden.

¡¡ Familienzuschuss: Ergänzend zum Kindergeld
wird ein Einmalbonus i.H.v. 100 € über die Fami-
llenkassen ausbezahlt. Der Bonus wird auf den
Kinderfreibetrag an gerechnet.

¡) SofoÉzuschlag für von Armut betroffene Kinder:
Der im Koalitionsvertrag vereinbarte Sofortzuschlag
für von Armut betroffene Kinder soll zum 1 .7.2022
umgeser.zt werden. Ersoll in Höhe,,,on 20 € pro [t4o-
nat bis zur Einführung der Kindergrundsicherung
donicniocn Kinrlcrn halfan dic haonndcro finnnzial.
-- J-"'Ð -'

le Unterstützung brauchen.
¡> Erhöhung des Mindestlohns; Es wurde ein Ge-

setzentwurf in das parlamentarische Verfahren
eingebracht, mit dem die zum 1.10.2022 vorge-
^^L^-- -,-LrL. -^- )-- ñ r:.-i^-rr^L-ÞtiilËil8 Eilru¡rurfg ucs tvilf tc¡est¡u[If ts ufltgese[zt
weroen solt.

)) Corona-Bonus f[ir Mitarbeiter in der Pflege: Mit
dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz sollen Pfle-
geprämien für Mitarbeiter in der Pflege, die auf
Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelun-
gen gewährt wurden, bis zu einer Höhe von ins-
qesamt 3 000 € steuerfrei qestellt werden. Das
hatriffi l\/if3-rhaifar, die in K,f Zn?.enhäUSef- Þflaaa-
heimen und ambulanten Pflegediensten tätig r¡ñã.
Diese Steuerfreíheit soll rückwirkend gelten für
Prämien, die ab dem 1 8.11.2021 ausgezahlt wur-
den.

:l l/erlängerung des Kurzarheitergeldes: Bereits in
Änv aaaa+zli¡h^h I l.aô^+2¡ ¡na ia* Ai^ \ I^etÅ^^^, ,^^qe¡ vvevr¿r¡vr rer I v. t rosl4v¡ ¡v ¡ùr vr9 v 9t rqt lvgt ut tg|

der an sich zum 31 .3.2022 auslaufenden Sonderre-
gelungen beim Kurzarbeitergeld bis zum 30.6.2022
(Höchstdauervon bisher24 Monaten auf 28 Monate,
Regelungen zu den erhöhten Leistungssätzen bei
I än gerer Kurzarbeit, An rechn n n gsf reiheit von M i n i -
Jobs, Zugangserleichterungen). Parallel soll die
Steuerbef rei un g f ür Zusch üsse zum Kurzarbeiter-
geld (freiwillige Aufstockungen des Arbeitsgebers)
bis zum 3A.6.2022 verlängert werden.

¡¡ Weitere steuerliche Entlastungcn mit dem Vier-
ten Corona-Steuerhilfegesetz: Mit dem Vierten
Steuerhilfegesetz sind verschiedene punktuelle
steuerliche Entlastungen vorgesehen. So soll die
Home-Office-Pauschale von bis zu 600 € jährlich
auch in 2022 gellen, die degressíve Abschrei-
bung für lnvestitionen in bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens wird auch für An-
scirarÍungen n 2022 gewährt.

0 Hinweis:

Sämtliche steuerlichen Maßnahmen bedürlen noch der
Umsetzung, so dass Anderungen nicht ausgeschlossen
werden können, insbesoncJere cler zeitliche Fahrplan ist

toilwoioe nooh uni<lar. Dahcr ist das wcitcrc Gccctzgc
bungsverfahren zu beobachten.

2. Steuerliche Maßnahmen zur Unter-
stützung der vom Krieg in der Ukraine
Geschädigten

Die FinVerw hat mit Schreiben vom 17.3.2O22 steuer-
iiehe Erleichterungen unci Biiiigkeiisregeiungen im
Hinblick auf Maßnahmen zur Unterstützung der vom
Krieg in der Ukraine Geschädigten bekannt gegeben.
Diese gelten für die nachfolgenden Maßnahmen, die
vom 24.2.2022 bis zum 31.122022 durchgefrihrt
werden. Hinzuweisen ist auf folgende Aspekte:

Spenden:

)) Statt einer Zuwendungsbestätigung genügt als
NachwelS der Bareinzahlungsbeleg oder die
Buchungsbestätigung eines Kreditinstituts (2.8.
Kontoauszug, Lastschrifteinzugsbeleg oder PC-
Ausdruck bei Online-Banking) für die Zuwendun-
gen, die bis zum 31J22022 zur Unterstützung
der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten auf
ein dafür elngerlchtetes Sonderkonto einer inlän-
dischen juristischen Person des öffentlichen
Rechts bzw. eine inländische öffentliche Dienst-
stelle eingezahlt werden.

)t Ruft eine steuerbegünstigte Körperschaft, die
nach ihrer Satzung keine hier in Betracht komm-
enden Zwecke verfolgt, wie insbesondere mildtä-
tige Zwecke (2.8. Sportverein, Musikverein, Klein-
gar-tenverein oder Brauchturnsverein), zu Spendcn
¿ur ,..rlrterstützurrg der vr¡lrr Krieg irr rjer ijkrarne
Gesehädigten auf und kann síe die Spenden nicht
satzungsgemäß verwendcn, ist dies unschädlich
für die Steuerbegünstigung. Bei vom Kr;ieg in der
Ukraine Geschädigten kann zudem auf den Nach-
weis der Hilfebedürftigkeit verzichtet werden. Es
isi íerner unsciläciiich, wenn cjie Spencjen z.B. ent-
weder an eine steuerbegúnstigte Körperschaft,
die mildtätigeZwecke verfolgt, oder an eine inlän-
dische juristische Person des öffentlichen Rechts
usw. zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukra-
ine Geschädigten weitergeleitet werden. Die
steuerbegünstigte Einrichtung, die die Spenden
gesammelt hat, muss entsprechende Zuwen-
dungsbestätigungen für Spenden bescheinigen,
die sie für die Unterstützung der vom Krieg in der
Ukraine Geschädigten erhält und verwcndct. Auf
die Sonderaktion ist in der Zuwendungsbestäti-
gung hinzuweisen.

Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften
zur Llnterstützung der vom Krieg in der Ukraine
Geschädigten:

¡¡ i.ieben cjer Verwenciung cier eingeworbenerr
Spendenmittel ist es ausnahmsweise auch un-
schädlich für die Steuerbegünstigung der Körper-
schaft, wenn sie sonstige bei ihr vorhandene Mit-
tel, die keiner an-derweitigen Bindungswirkung
unterliegen, ohne Anderung der Satzung zur un-
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mittelbaren Unterstützung der vom Krieg in der
Ukraine Geschädigten einsetzt. Gleiches gilt für
die Uberlassung von Personal und von Räumlich-
keiten.

O Hinweis:
lnsbesondere gemeinnützige Organisationen müssen in
diesen Konstellationen sehr sorgsam vorgehen, damit die
Gemeinnützigkeit nicht in Gefahr gerät. lm Zweifel sollte
steuerlicher Rat eingeholt werden.

)) Stellen steuerbegünstigte Körperschaften entgelt-
lich Personal, Räumlichkeiten, Sachmittel oder
andere Leistungen in Bereichen zur Verfügung,
die für die Bewältigung der Auswirkungen und
Folgen des Krieges in der Ukraine notwendig sind,
wird es nicht beanstandet, wenn diese Betätigun-
gen sowohl ertragsteuerlich als auch umsatz-
steuerlich dem Zweckbetrieb zugeordnet werden.

)) Díe umsatzsteuerbaren Überlassungen von Sach-
mitteln und Räumen sowie von Personal können
unter Zuordnung zu anderen Steuerbefreiungstat-
beständen umsatzsteuerfrei sein.

Vorübergehende Unterbringung von Kriegsflücht-
lingen aus der Ukraine:

)¡ Einrichtungen steuerbegünstigter Körperschaften,
die ausschließlich dem satzungsmäßigen Zweck
der Körperschaft dienen, können steuerunschäd-
lich für eine vorübergehende Unterbringung von
Flüchtlingen genutzt werden.

)) Die vorübergehende Unterbringung in zum Ver-
mögensbereich einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts gehörenden Einrichtungen (2.8.
einer Stadt oder Gemeinde) ist stets dem steuer-
lich nicht relevanten Bereich zuzuordnen (hoheitli-
cher Bereich).

¡) Die vorübergehende Nutzung von zu einem Be-
trieb gewerblicher Art gehörenden Betriebsvermö-
gen zu Gunsten der vom Krieg in der Ukraine Ge-
schädigten fühd aus Billigkeitsgründen nicht zu
èl ner gewlnnwlrksamen U berf tlhru n g ins Hoheits-
vermögen und somit nicht zur Aufgabe des Betrie-
bes gewerblicher Art. ln dieser Zeit wird die Be-
steuerung für diesen Betrieb gewerblicher Aft
vollständi g ausgesetzt.

)) Bei Nutzungsänderungen von Räumlichkeiten von
Unternehmen der öffentlichen Hand wird aus Bil-
ligkeitsgründen von der Besteuerung einer unent-
geltlichen Wertabgabe und einer Vorsteuerkorrek-
tur abgesehen, wenn und soweit der Sachverhalt
in einer unentgeltlichen Nutzung zur Bewältigung
der Auswirkungen und Folgen des Kriegs in der
Ukraine begründet ist.

Ð Hinweis:
Dies sollte ausreichend dokumentieft werden.

Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus
dem Betriebsvermögen und Unterstützungsleis-
tungen durch Unternehmer:

)t Aufwendungen eines Unternehmers zur Unterstüt-
zung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten

werden nach den Grundsätzen des Sponsoring-
erlasses als Betriebsausgaben anerkannt. Aufwen-
dungen des sponsernden Stpfl. sind danach Be-
triebsausgaben, wenn der Sponsor wirtschaftliche
Vorteile, die in der Sicherung oder Erhöhung seines
unternehmerischen Ansehens liegen können, für
sein Unternehmen erstrebt. Diese wirtschaftlichen
Vorteile sind u.a. dadurch erreichbar, dass der
Sponsor öffentlichkeitswirksam (2.8. auf Bitte um
Unterstützung durch die Gemeinde, durch Bericht-
erstattung in Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen, ln-
ternet usw.) auf seine Leistungen aufmerksam
macht.

)) Stellen Unternehmer unentgeltlich Gegenstände
und Personal für humanitäre Zwecke an Hilfsorga-
nisationen u.A. bereit, so kann von der Besteue-
rung einer unentgeltlichen Wertabgabe im Billig-
keitswege abgesehen werden. lnsoweit ergeben
sich dann also keine Auswirkungen bei der Um-
satzsteuer. Für die insoweit eingesetzten Gegen-
stände kann aber aus Billigkeitsgründen - unter
den sonstigen Voraussetzungen - der Vorsteuer-
abzug geltend gemacht werden. Dies gilt z.B. bei
Lebensmittelspenden oder der Spende von medi-
zinischem Material.

)) Von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wert-
abgabe und einer Vorsteuerkorrektur wird im Bil-
ligkeitswege ebenfalls abgesehen, wenn private
Unternehmen Unterkünfte, die für eine umsatz-
steuerpflichtige Verwendung vorgesehen waren
(Hotelzimmer, Ferienwohnungen o.Ä.), unentgelt-
lich Personen zur Verfügung stellen, die auf
Grund des Kriegs in der Ukraine geflüchtet sind.
Bei insoweit notwendigem Bezug von Nebenleis-
tungen wie z.B. Strom oder Wasser kann in die-
sen Fällen auch der Vorsteuerabzug - unter den
sonstigen Bedingungen - geltend gemacht wer-
den.

Lohnsteuer:

)) Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von
Teilen des Arbeitslohns oder auf Teile eines ange-
sammelten Wertguthabens (a) zu Gunsten einer
steuerfreien Beihilfe und Unterstützung des Ar-
beitgebers an vom Krieg in der Ukraine geschä-
digte Arbeitnehmer des Unternehmens oder Ar-
beitnehmer von Geschäftspaftnern oder (b) zu
Gunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein
Spendenkonto einer spendenempfangsberech-
tigten Einrichtung, bleiben diese Lohnteile bei
der Feststellung des steuerpflichtigen Arbeits-
lohns außer Ansatz, wenn der Arbeitgeber die
Verwendungsauflage edüllt und dies dokumen-
tiert.

O Hinweis:

Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto
aufzuzeichnen. Auf die Aufzeichnung kann verzichtet wer-
den, wenn stattdessen der Arbeitnehmer seinen Verzicht
schriftlich edeilt hat und diese Erklärung zum Lohnkonto
genommen worden ist. Die steuerJrei belassenen Lohnteile
dü¡fen in der Einkommensteuerveranlagung des Arbeitneh-
mers nicht als Spende berücksichtigt werden.
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3. Gesetzentwurf zur Neuregelung der
Steuerverzinsung liegt vor

Steuernachzahlungen und Steuererstattungen wer-
den nach Ablauf einer gewissen Karenzzeit verzinst.
Bislang war insoweit gesetzlich ein fester Zins von
6 %o p.a. festgeschrieben. Die Höhe dieses Zinssat-
zes ist allerdings mit den verfassrrngsrechtlichen Vor-
gaben unvereinbar, wie das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt hat. Die aktuelle gesetzlíche Rege-
lung ist daher für Verzinsungszeiträume ab 1 .1.2019
nicht mehr anwendbar. Der Gesetzgeber muss bis
Ende ..luli 2A22 für alle offenen Fälle eine rückwir-
kerrde verfassungsgemäße Neuregolung dee Zirrs-
satzes für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen für
Verzinsungszeiträume ab 1.1.201 9 treffen.

Nun wurde eine gesetzliche Neuregelung vorgelegt,
ure rf n l\erf I rotflenues vorslenl:

¡) Für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 ist ein
Zinssatz von û,1 5 76 pro Monat ocjer -i 

,8 Yo p.a.
(statt bislang 0,5 o/o pro Monat und 6 %o p.a.) vor-
gesehen. Díes gilt gleichermaßen für Erstattungs-
und Nachzahlungszinsen. Die Höhe des geplanten
Zinssatzes wird wie folgt begründet: ,,Der neue
Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen
orientiert sich dabei am aktuellen Basiszinssatz
nach $ 247 BGB (-0,88 % p.a.) mit einem sachge-
rechten Zuschiag in i-iöhe von runci 2,7 Prozent-
punkten. Er bleibt damit aber deutlich unterhalb
des Zinssatzes fLir Verzugszinsen nach $ 288 Ab-
satz 1 Satz 2 BGB und bildet damit einen ange-

Iri++^h.,^p] =¡^,i^^l-^^ /:',+h^l^^^-¡^^^^
r r rgÞoçt ¡9r r rvrrr19¡vvgr r ¿vvrovt r9t r vurt ravgr t¿l¡ rù9t r

r rncl Verzr rgszinsen."
)t FÜr schon festgesetzte Guthabenzinsen von 6 oZ

p.a. für Verzinsungszeiträurne ab 1.'1.2019 soll of-
fenbar Vertrauensschutz gelten. lnsoweit werden
dann bereits festgesetzte - ggf. schon ausgezahl-
te - Erstattungszinsen nicht zu Lasten der Stpfl.
herabgesetzt.

It lm Grundsatz wird der Zinssatz in dieser Höhe ge-
setzlich verankert. Jedoch soll die Angemessen-
heit des Zinssatzes unter Berücksichtigung der
Entwicklung des Basiszinssatzes nach ç 247
BGB alle drei Jahre mit Wirkung für nachfolgende
Verzinsungszeiträume gesetzlich evaluiert wer-
den. Dies erstmals zum 1 .1 .2026. Eine Anpassung
des Zinssatzes erfolgt nur, wenn der zum 1.1. des
Jahres der Evaluation geltende Basiszinssatz um
tnehr als elnen Prozentpunkt von dem bei der letz-
ten Festlegung oder Anpassung des Zinssatzes
geltenden Basiszinssatz abweicht.

¡¡ ,,Freiwillige" Vorauszahlungen auf noch nicht
festgesetzte (aber später wirksam gewordene)
Steuernachzahlungen zur Vermeidung der Nach-
zahlungszinsen werden gesetzlich geregelt. lnso-
weit kann mittels freiwilliger Vorauszalrlungen eine
(weitere) Verzinsung vermieden werden. Bislang

bestand insoweit nur eine Billigkeitsregelung der
FinVenru.

O Hinweis l:
Bislang ausgebliebene Zinsfestsetzun gen für Verzinsungs-
zerträume ab 1.'l .2019 werden dann nach lnkrafüreten der
gesetzlichen Neuregelung nachgeholt. Hierauf sollten sich
Stpfl. einstellen.

O Hinweis il:
Sind im unternehmerischen Bereich noch abzurechnende
Steuernachzahlungszinsen für Verzinsungszeiträume ab
1 .1 .2019 bilanziell abzubilden, so sind diese mit dem Zins-
satz des nun vorliegenden Gesetzentwurfs anzusetzen.
Snwcit borcils Zinsrückstellungen passiviert wurden, sind
diese auf Basis dieses Zinssatzes zu überprüfen.

4. Meldefristen beim Transparenzregister
l-^-^L¡^-LrEãl,l I lEl ¡

Bislang handelte es sich beim deutschen Transpa-
vanzranic+ap laniali¡ll r rm ain aa¡ I\r tllsnavaalatatI u¡ ¡¿r uvrÈrç¡ !ç\rrv!rvr r ur ! r çrr ! óu:J. ñu¡rgr !y! Evrù!gr ,

das in der Regel auf andere Register wie das Han-
dels-, Genossenschafts- oder Partnerschaftsregister
verweist. Für einen Großteil der deutschen Gesell-
schaften bestand daher im Transparenzregister
selbst noch kein strukturierter Datensatz in einem
einheitlichen Datenformat. Mit der Reform des Geld-
wäschegesetzes ist die Umstellung des Transpa-
renzregisiers in ein Voliregister mit Wirkung zum
1.8.2021 erfolgt. Diese Umstellung ist erforderlich,
damit die geplante Verknüpfung der Transparenzre-
.-:^a--- 

-- -tgtùr.Ëf aur uufuparsuilef EUefre eflutgef I Kaftfì. LJas

Gesetz hat Übergangsfristen für bestimmte Gesell-
schaften vorgesehen, welche wie folgt lauten:

tr Aktiengesellschaft, SE, Kommanditgesellschaft
auf Aktien bis zum 31.3.2022;

)) Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Genos-
senschatt, Europälsche Genossenschaft oder
Partnerschaft bis zum 30.6.2022;

¡¡ in allen anderen Fällen (2.8. eingetragene Personen-
gesellschaften) bis spätestens zum 3 1 .1 2.2022;

t¡ Vereine werden nach der Novelle automatisch in
das Transparenzregister ei ngetragen.

lnsoweit besteht nun insbesondere für die GmbH
und die Personengesellschaften Handlungsbedar{
und die erforderlichen Daten müssen dem Transpa-
renzregister gemeldet werden.

O Handlungsempfehlung:
Das Transparenzregister dient der ldentifizierung des bzw.
der wiftschaftlich Berechtigten (Ultimate Benefical Owner =
UBO) von juristischen Personen des Privatrechts sowie
eingetragener Personengesellschaften. Die zu meldenden
Daten sind teilweise nicht ganz einfach abzugrenzen. Da-
her ist eine frûhzeitige Prüfung ggf. unter Hinzuziehung
rechtlichen Rats sinnvoll, damit die Meldung zeitgerecht
erfolgt.
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